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STEUERLICHE GESETZE UND GESETZES-
INITIATIVEN DER BUNDESREGIERUNG  

▀ Steuerliche Förderung des  

Mietwohnungsneubaus 

Mit dem Gesetz zur steuerlichen Förderung 
des Mietwohnungsneubaus strebt die Bundes-
regierung Anreize für den Mietwohnungsneu-
bau im bezahl-baren Mietsegment an. Dies 
soll durch die Einführung einer Sonderab-

schreibung umgesetzt werden. Der Gesetz-
entwurf des Bundesfinanzministeriums vom 
29.08.2018 sieht folgende Regelungen vor:  

• Die Sonderabschreibungen sollen im Jahr 
der Anschaffung oder Herstellung und in 
den folgenden drei Jahren bis zu jährlich  
5 % neben der regulären Abschreibung be-

tragen. Somit können innerhalb des Ab-

schreibungszeitraums insgesamt bis zu 28 
% der förderfähigen Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten steuerlich berücksich-
tigt werden.  

• Sonderabschreibungen kommen nur in Be-

tracht, wenn durch Baumaßnahmen neue 
Wohnungen – die fremden Wohnzwecken 
dienen – hergestellt oder diese bis zum 
Ende des Jahres der Fertigstellung ange-
schafft werden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

• Die Regelung soll auf solche Herstellungs- 
oder Anschaffungsvorgänge beschränkt 

werden, für die der Bauantrag oder die 

Bauanzeige nach dem 31.08.2018 und vor 
dem 01.01.2022 gestellt wird. Die Sonder-
abschreibungen können damit auch dann in 
Anspruch genommen werden, wenn die 
Fertigstellung nach dem 31.12.2021 er-
folgt.  

• Von der Inanspruchnahme der Förderung 
ausgeschlossen ist die Anschaffung und 
Herstellung von Wohnungen, wenn die ab-
schreibungsfähigen Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten mehr als 3.000 EUR je 
m² Wohnfläche betragen. 

• Die förderfähigen Wohnungen müssen 
mindestens in den zehn Jahren nach An-
schaffung oder Herstellung der entgeltli-

chen Überlassung zu fremden Wohnzwe-
cken dienen. Ein Verstoß gegen die Nut-
zungsvoraussetzung führt zur rück-
wirkenden Versagung der bereits in An-

spruch genommenen Sonderabschreibun-
gen. 

• Die Bemessungsgrundlage für die Sonder-
abschreibungen wird auf maximal 
2.000 EUR je m² Wohnfläche begrenzt. Das 
wären also bei einer 100 m²-Wohnung 
200.000 EUR. 
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▀ Neue Regeln bei Beleghaltepflichten, 

Steuererklärungspflichten 

Mit dem Gesetz zur steuerlichen Förderung 
des Mietwohnungsneubaus strebt die Bundes-
regierung Anreize für den Mietwohnungsneu-
bau im bezahlbaren Mietsegment an. Dies soll 
durch die Einführung einer Sonderabschrei-
bung umgesetzt werden. Der Gesetzentwurf 

des Bundesfinanzministeriums vom 
29.08.2018 sieht folgende Regelungen vor:  

• Die Sonderabschreibungen sollen im Jahr 
der Anschaffung oder Herstellung und in 
den folgenden drei Jahren bis zu jährlich 
5 % neben der regulären Abschreibung be-
tragen. Somit können innerhalb des Ab-

schreibungszeitraums insgesamt bis zu  

28 % der förderfähigen Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten steuerlich berücksich-
tigt werden.  

• Sonderabschreibungen kommen nur in Be-
tracht, wenn durch Baumaßnahmen neue 
Wohnungen – die fremden Wohnzwecken 

dienen – hergestellt oder diese bis zum 
Ende des Jahres der Fertigstellung ange-
schafft werden.  

• Die Regelung soll auf solche Herstellungs- 
oder Anschaffungsvorgänge beschränkt 
werden, für die der Bauantrag oder die 

Bauanzeige nach dem 31.08.2018 und vor 
dem 01.01.2022 gestellt wird. Die Sonder-
abschreibungen können damit auch dann in 

Anspruch genommen werden, wenn die 
Fertigstellung nach dem 31.12.2021 er-
folgt. 

 

• Von der Inanspruchnahme der Förderung 
ausgeschlossen ist die Anschaffung und 

Herstellung von Wohnungen, wenn die ab-

schreibungsfähigen Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten mehr als 3.000 EUR je 
m² Wohnfläche betragen. 

• Die förderfähigen Wohnungen müssen 
mindestens in den zehn Jahren nach An-
schaffung oder Herstellung der entgeltli-

chen Überlassung zu fremden Wohnzwe-
cken dienen. Ein Verstoß gegen die Nut-
zungsvoraussetzung führt zur rück-
wirkenden Versagung der bereits in An-
spruch genommenen Sonderabschreibun-
gen. 

• Die Bemessungsgrundlage für die Sonder-

abschreibungen wird auf max. 2.000 EUR 
je m² Wohnfläche begrenzt. Das wären al-
so bei einer 100 m²-Wohnung 
200.000 EUR. 

▀ Geplantes Jahressteuergesetz 2018 
erhält neuen Namen 

Das zunächst als Jahressteuergesetz 2018 ge-

plante Gesetzesvorhaben wurde nunmehr vom 
Bundeskabinett in den „Entwurf eines Geset-
zes zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfäl-
len beim Handel mit Waren im Internet und 
zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschrif-
ten“ umgetauft. 

Mit dem Änderungsgesetz sollen insbesondere 

Um-satzsteuerausfälle beim Handel mit Waren 
auf elektronischen Marktplätzen im Internet 
verhindert werden. Danach sollen Betreiber 
von elektronischen Marktplätzen zum einen 
künftig bestimmte Daten ihrer Nutzer, für de-
ren Umsätze in Deutschland eine Steuerpflicht 
in Betracht kommt, vorhalten sowie zum an-

deren für die entstandene und nicht abgeführ-
te Umsatzsteuer aus den auf ihrem elektroni-
schen Marktplatz ausgeführten Umsätzen in 
Haftung genommen werden können.  

Das gilt insbesondere dann, wenn sie Unter-
nehmer, die im Inland steuerpflichtige Umsät-

ze erzielen und hier steuerlich nicht registriert 
sind, auf ihrem Marktplatz Waren anbieten 
lassen. 

Im Bereich der Einkommensteuer soll zur För-
derung der Elektromobilität für Elektro- und 
Hybridelektrofahrzeuge bei der Dienstwagen-
besteuerung die Bemessungsgrundlage nach 

der Listenpreismethode halbiert werden. Die 
Absenkung betrifft sowohl die 1-%-Regelung 
(dann 0,5-%-Regelung) als auch die Fahrten-
buchmethode. Die Begünstigung für  
E-Fahrzeuge soll auf drei Jahre begrenzt wer-
den. 

Des Weiteren sind Anpassungen im Bereich 

der Körperschaftsteuer geplant. Dort soll ins-
besondere eine verfassungskonforme Rege-
lung des Verlustabzugs bei Kapitalgesellschaf-
ten erreicht werden. 

Anmerkung: Ob in dieses sog. Omnibus-
Gesetz noch weitere Wünsche aus den Län-

dern einfließen, ist zurzeit noch offen. 

▀ Beitragsentlastung der Versicherten 
in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung 

In dem Gesetzentwurf zur Beitragsentlastung 
der Versicherten in der gesetzlichen Kranken-
versicherung sind u. a. folgende Maßnahmen 
vorgesehen: 
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• Ab dem 01.01.2019 sollen die Beiträge zur 

gesetzlichen Krankenversicherung wie auch 
der bisherige Zusatzbeitrag in gleichem 

Maße – also je zur Hälfte – von Arbeitge-
bern und Beschäftigten getragen werden.  

• Für hauptberuflich selbstständige Kleinun-
ter-nehmer soll ab dem 01.01.2019 die 
Grundlage zur Bemessung des Mindestbei-
trags halbiert werden. Das entspricht im 
Jahr 2018 einer Mindestbeitragsbemes-

sungsgrundlage von monatlich 
1.141,88 EUR (anstatt 2.283,75 EUR), also 
einen durchschnittlichen Mindestbeitrag 
von 171,28 EUR monatlich. 

 

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

▀ Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit 

von Nachzahlungszinsen 

Führt die Festsetzung der Einkommen-, Kör-
perschaft-, Umsatz- oder Gewerbesteuer zu 

Steuernachforderungen oder Steuererstattun-
gen, sind diese per Gesetz zu verzinsen. Der 
Zinslauf beginnt 15 Monate nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Steuer entstanden 
ist. Für nachzuzahlende oder zu erstattende 
Steuer betragen die Zinsen für jeden vollen 
Monat 0,5 %, im Jahr also 6 %. 

Die Verzinsung ist unabhängig von einem Ver-

schulden des Finanzamts oder des Steuer-
pflichtigen. Zweck der Regelungen ist es, ei-
nen Ausgleich dafür zu schaffen, dass die 
Steuern bei den einzelnen Steuerpflichtigen zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten festgesetzt und 

fällig werden. Mithilfe der sog. Vollverzinsung 
sollen Liquiditätsvorteile, die dem Steuer-
pflichtigen oder dem Fiskus aus dem verspäte-
ten Erlass eines Steuerbescheides objektiv 
oder typischerweise entstanden sind, ausge-
glichen werden. 

Nunmehr zweifelt der Bundesfinanzhof (BFH) 

an der Verfassungsmäßigkeit von Nachzah-
lungszinsen für Verzinsungszeiträume ab dem 
Jahr 2015. Mit Beschluss vom 25.04.2018 ge-
währte er daher in einem summarischen Ver-

fahren Aussetzung der Vollziehung. Nach sei-
ner Auffassung bestehen im Hinblick auf die 
Zinshöhe für Verzinsungszeiträume ab dem 

Jahr 2015 schwerwiegende Zweifel an der 
Verfassungsmäßigkeit. Der gesetzlich festge-
legte Zinssatz überschreitet den angemesse-
nen Rahmen der wirtschaftlichen Realität er-
heblich, da sich zwischenzeitlich ein niedriges 
Marktzinsniveau strukturell und nachhaltig 

verfestigt hat. 

 

 

▀ Steuerliche Berücksichtigung  

von Aktienverlusten 

Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehö-
ren auch Gewinne bzw. Verluste aus der Ver-
äußerung von Aktien. Eine Veräußerung liegt 
auch vor, wenn wertlose Anteile zwischen 
fremden Dritten ohne Gegenleistung oder ge-
gen einen lediglich symbolischen Kaufpreis 

übertragen werden. 

Eine steuerlich wirksame Veräußerung liegt 
nach Auffassung der Finanzverwaltung dann 
jedoch nicht vor, wenn der Veräußerungspreis 
die tatsächlichen Transaktionskosten nicht 
übersteigt. Ist also der Verkaufspreis niedriger 
als die Transaktionskosten, erkennt die Fi-

nanzverwaltung den Verlust nicht an. Das trifft 

insbesondere auf diejenigen Aktien zu, die zu 
einem hohen Kurs gekauft wurden und heute 
nur noch einen geringen Wert haben. 

Beispiel: Kaufpreis eines Aktienpakets in Hö-
he von 10.000 EUR, Veräußerungspreis 50 
EUR, Veräußerungs-kosten 90 EUR. Nachdem 

der Veräußerungspreis geringer ist als die 
Transaktionskosten, ist nach Auffassung der 
Finanzverwaltung der Verlust in Höhe von 
(10.000 EUR + 90 EUR - 50 EUR =) 
10.040 EUR steuerlich nicht abzugsfähig. 

 

Nunmehr hat der Bundesfinanzhof (BFH) die-
ser Auffassung der Finanzverwaltung in seiner 
Entscheidung vom 12.06.2018 widersprochen. 

Danach ist die Erfüllung des Tatbestands der 
Veräußerung weder von der Höhe der Gegen-
leistung noch von der Höhe der anfallenden 
Veräußerungskosten abhängig. Auch einen 

Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten 
verneinte der BFH.  

Durch den Verkauf der (wertlosen) Aktien 
macht der Steuerpflichtige lediglich von einer 
ihm durch das Gesetz eingeräumten Möglich-
keit Gebrauch, den Verlust steuerlich geltend 
zu machen. Er kann entscheiden, ob, wann 
und mit welchem erzielbaren Ertrag er Wert-
papiere erwirbt und wieder veräußert. 
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▀ Endgültiger Ausfall einer privaten 

Kapitalforderung als steuerlich  

anzuerkennender Verlust 

In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) am 
24.10.2017 entschiedenen Fall gewährte ein 
Steuerpflichtiger einem Dritten ein verzinsli-
ches Darlehen. Über das Vermögen des Darle-
hensnehmers wurde das Insolvenzverfahren 

eröffnet, sodass auch keine Rückzahlung der 
Darlehenssumme mehr erfolgte. Der Steuer-
pflichtige meldete die noch offene Darlehens-
forderung zur Insolvenztabelle an und machte 
den Ausfall der Darlehensforderung als Verlust 
bei den Einkünften aus Kapitalvermögen gel-
tend. Dem folgten Finanzamt und Finanzge-

richt (FG) nicht. 

Der Bundesfinanzhof hingegen entschied da-
zu, dass der endgültige Ausfall einer Kapital-
forderung nach Einführung der Abgeltungs-
teuer zu einem steuerlich anzuerkennenden 
Verlust in der privaten Vermögenssphäre 
führt.  

Ein steuerbarer Verlust aufgrund eines Forde-
rungsausfalls liegt aber erst dann vor, wenn 
endgültig feststeht, dass keine Rückzahlungen 
mehr erfolgen. Dafür reicht die Eröffnung ei-
nes Insolvenzverfahrens über das Vermögen 
des Schuldners i. d. R. nicht aus. Etwas ande-

res gilt, wenn die Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens mangels Masse abgelehnt wird oder 
aus anderen Gründen feststeht, dass keine 

Rückzahlung mehr zu erwarten ist.  

Anmerkung: Diese Entscheidung hat für die 
Praxis eine erhebliche Bedeutung. Inwieweit 
die Finanzverwaltung ihre anderweitige 

Rechtsauffassung nach dieser Entscheidung 
des BFH damit aufgeben wird, bleibt abzuwar-
ten. Grundsätzlich sollte nunmehr auch in Alt-
fällen überprüft werden, ob bisher nicht aner-
kannte Forderungsverluste verfahrensrechtlich 
noch geltend gemacht werden können. Das ist 
grundsätzlich bei Steuerfestsetzungen unter 

Vorbehalt der Nachprüfung durch Änderungs-
antrag möglich.  

Inwieweit diese Grundsätze auch für einen 
Forderungsverzicht oder etwa den Verlust aus 
der Auflösung einer Kapitalgesellschaft gelten, 

hatte der BFH nicht zu entscheiden. Auch in 

diesem Bereich dürfte jedoch die mit der Ab-
geltungsteuer eingeführte Quellenbesteuerung 
die traditionelle Beurteilung von Verlusten be-
einflussen. 

▀ Steuerliche Behandlung bei  

Überlassung möblierter Wohnungen 

Beträgt das Entgelt für die Überlassung einer 
Wohnung zu Wohnzwecken weniger als 66 % 
der ortsüblichen Marktmiete, so ist die Nut-
zungsüberlassung in einen entgeltlichen und 

einen unentgeltlichen Teil aufzuteilen. Beträgt 

das Entgelt mindestens 66 % der ortsüblichen 
Miete, gilt die Wohnungsvermietung als ent-
geltlich – die Werbungskosten können in voller 
Höhe steuerlich angesetzt werden. 

Nach einer Entscheidung des Bundesfinanz-
hofs (BFH) vom 06.02.2018 kann es bei der 
Vermietung möblierter oder teilmöblierter 
Wohnungen zur Ermittlung der ortsüblichen 
Marktmiete erforderlich sein, einen Zuschlag 
für die Möblierung – im entschiedenen Fall ei-
ne Einbauküche – zu berücksichtigen. Ein 

Möblierungszuschlag ist dann zu berücksichti-
gen, wenn er sich aus einem örtlichen Miet-
spiegel oder aus am Markt realisierbaren Zu-
schlägen ermitteln lässt. Sieht der Mietspiegel 
z. B. für eine überlassene Einbauküche einen 

prozentualen Zuschlag oder eine Erhöhung 

des Ausstattungsfaktors über ein Punktesys-
tem vor, ist diese Erhöhung als marktüblich 
anzusehen. Ist das nicht der Fall, ist ein am 
örtlichen Mietmarkt realisierbarer Möblie-
rungszuschlag zu berücksichtigen. Ansonsten 
ist auf die ortsübliche Marktmiete ohne Möb-
lierung abzustellen.  

Nach Auffassung des BFH kommt es nicht in 
Betracht, einen Möblierungszuschlag aus dem 
Monatsbetrag der linearen Absetzung für Ab-
nutzung für die überlassenen Möbel und Ein-
richtungsgegenstände abzuleiten. Auch der 
Ansatz eines prozentualen Mietrenditeauf-
schlags ist nicht zulässig. 

 

▀ Einbauküche und Markisen unter-
fallen nicht der Grunderwerbsteuer 

Nach einer rechtskräftigen Entscheidung des 

Finanzgerichts Köln (FG) vom 08.11.2017 dür-
fen gebrauchte bewegliche Gegenstände, die 

mit einer Immobilie verkauft wurden, nicht 
der Grunderwerbsteuer unterworfen werden. 
Voraussetzung ist, dass für werthaltige Ge-
genstände keine unrealistischen Kaufpreise 
festgelegt werden. 

Im entschiedenen Fall erwarb ein Steuerpflich-
tiger ein Einfamilienhaus für 392.500 EUR. Im 
notariellen Kaufvertrag wurde vereinbart, dass 
von dem Kaufpreis 9.500 EUR auf die mitver-
kaufte Einbauküche und Markisen entfielen. 
Das Finanzamt (FA) unterwarf auch diesen 

Teilbetrag der Grunderwerbsteuer. 
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Das FG sah dies jedoch anders. In seiner Ent-

scheidung führt es aus, dass die in einem 
Kaufvertrag gesondert vereinbarten Kaufprei-
se grundsätzlich der Besteuerung zugrunde zu 
legen sind, solange keine Zweifel an deren 

Angemessenheit besteht. 

▀ Verluste aus Veräußerung einer  
Lebensversicherung 

Erträge aus „Alt-Lebensversicherungen“, die 
vor dem 01.01.2005 abgeschlossen wurden, 
bleiben steuerfrei, wenn sie nicht vor Ablauf 
von zwölf Jahren in Anspruch genommen oder 
veräußert werden; ansonsten werden sie 
steuerpflichtig. 

Diese Erträge gehören seit der Abgeltungsteu-

er zu den Einkünften aus Kapitalvermögen. 
Wird eine solche Lebensversicherung nunmehr 
vor Ablauf von zwölf Jahren mit Verlust ver-
kauft, können die Verluste nach einer Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 
14.03.2017 mit anderen positiven Kapitalein-
künften verrechnet werden. In dem vom BFH 

entschiedenen Fall war ein Steuerpflichtiger 
Versicherungsnehmer einer vom 01.09.1999 
bis zum 01.09.2011 laufenden fondsgebunde-
nen Lebensversicherung. Versicherte Person 
war seine Ehefrau. Am 01.03.2009 verkaufte 
er seine Ansprüche aus dem Versicherungs-

vertrag an die Ehefrau. Der Kaufpreis ent-
sprach dem Wert des Deckungskapitals. 

Da er zum Zeitpunkt des Verkaufs die auf 60 

Monate beschränkten Beiträge vollständig ge-
zahlt hatte, ergab sich für ihn ein Veräuße-
rungsverlust. Diesen Verlust machte er in sei-
ner Einkommensteuererklärung als negative 

Einkünfte aus Kapitalvermögen geltend. Zu 
Recht, wie der BFH bestätigt. 

▀ Kein Sonderausgabenabzug für 
selbst getragene Krankheitskosten 

Zu den steuerlich ansetzbaren Sonderausga-
ben gehören u. a. Beiträge zu Krankenversi-
cherungen, soweit diese zur Erlangung eines 
bestimmten sozialhilfegleichen Versorgungsni-
veaus erforderlich sind und sofern auf die 
Leistungen ein Anspruch besteht. 

Übernimmt ein privat krankenversicherter 
Steuerpflichtiger seine Krankheitskosten 
selbst, um so die Voraussetzungen für eine 
Beitragserstattung zu schaffen, können diese 
Aufwendungen nicht als Beiträge zu einer Ver-
sicherung steuerlich abgezogen werden.  

In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) ent-

schiedenen Fall vom 29.11.2017 zahlten 
Steuerpflichtige Beiträge an ihre privaten 
Krankenversicherungen zur Erlangung des Ba-
sisversicherungsschutzes. Angefallene Krank-
heitskosten trugen sie selbst und machten sie 
nicht bei ihrer Krankenversicherung geltend, 

um in den Genuss von Beitragserstattungen 

zu kommen. In ihrer Einkommensteuererklä-
rung kürzten die Steuerpflichtigen zwar die 
Krankenversicherungsbeiträge, die als Son-
derausgaben angesetzt werden können, um 

die erhaltenen Beitragserstattungen, minder-
ten diese Erstattungen aber vorher um die 
selbst getragenen Krankheitskosten, da sie in-
soweit wirtschaftlich belastet sind.  

Der BFH folgte dieser Auffassung nicht. Da-
nach sind nur die Ausgaben als Beiträge zu 
Krankenversicherungen abziehbar, die im Zu-

sammenhang mit der Erlangung des Versiche-
rungsschutzes stehen. Daher hatte der BFH 
bereits entschieden, dass Zahlungen aufgrund 
von Selbst- bzw. Eigenbeteiligungen an ent-
stehenden Kosten keine Beiträge zu einer Ver-

sicherung sind. 

 

FÜR GEWERBETREIBENDE /  
FREIBERUFLER 

▀ Mindestlohn steigt 2019 und 2020 

stufenweise 

Die Mindestlohn-Kommission entscheidet alle 
zwei Jahre über die Höhe des Mindestlohns. 
Sie wägt ab, ob er den Beschäftigten einen 
angemessenen Mindestschutz bietet, faire 
Wettbewerbsbedingungen ermöglicht und die 

Beschäftigung nicht gefährdet.  

Die Mindestlohnkommission empfiehlt zum 

01.01.2019 den Mindestlohn von 8,84 EUR auf 
9,19 EUR und zum 01.01.2020 auf 9,35 EUR 
brutto je Zeitstunde anzuheben.  

Bitte beachten Sie die Aufzeichnungspflichten! 
Arbeitgeber in bestimmten Branchen sind ver-

pflichtet, Beginn, Ende und Dauer der tägli-
chen Arbeitszeit von bestimmten Arbeitneh-
mern spätestens bis zum Ablauf des siebten 
auf den Tag des der Arbeitsleistung folgenden 
Kalendertages aufzuzeichnen und diese Auf-
zeichnungen mindestens zwei Jahre aufzube-
wahren. Das gilt entsprechend für Entleiher, 

denen ein Verleiher Arbeitnehmer zur Arbeits-
leistung überlässt. 

Die Aufzeichnungspflicht gilt grundsätzlich für 

alle Minijobber sowie Arbeitnehmer im Gast-
stätten-, Beherbergungs- und Baugewerbe, im 
Personenbeförderungs-, Speditions-, Trans-

port- und damit verbundenen Logistikgewer-
be, im Gebäudereinigungs- und Schausteller-
gewerbe, bei Unternehmen der Forstwirt-
schaft, bei Unternehmen, die sich am Auf- und 
Abbau von Messen und Ausstellungen beteili-
gen sowie in der Fleischwirtschaft.  

Erleichterte Aufzeichnungspflichten gelten für 

Arbeitnehmer mit ausschließlich mobilen Tä-
tigkeiten, die keinen Vorgaben zu Beginn und 
Ende der täglichen Arbeitszeit unterliegen und  
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die sich ihre tägliche Arbeitszeit eigenverant-
wortlich einteilen – wie z. B. Zeitungszusteller 
und Kurierdienste. Die Dokumentations- und 
Meldepflichten gelten nicht für Arbeitnehmer, 
deren regelmäßiges Monatsentgelt brutto 

mehr als 2.958 EUR beträgt und bei im Be-
trieb des Arbeitgebers arbeitenden Ehegatten, 
eingetragenen Lebenspartnern, Kindern und 
Eltern des Arbeitgebers. 

 

▀ Steuerprüfer verlangen vermehrt 
Verfahrensdokumentationen 

In seinem Schreiben vom 14.11.2014 zu den 

Grundsätzen ordnungsmäßiger Führung und 
Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen 
und Unterlagen (GoBD) nimmt das Bundesfi-
nanzministerium auch Stellung zur sog. „Ver-
fahrensdokumentation“. Danach ist für jedes 
Datenverarbeitungssystem eine übersichtlich 

gegliederte Verfahrensdokumentation erfor-
derlich, aus der Inhalt, Aufbau, Ablauf und Er-

gebnisse des Verfahrens vollständig und 
schlüssig ersichtlich sind.  

Nunmehr verlangen Betriebsprüfer vermehrt 
eine Verfahrensdokumentation bei Betriebs-
prüfungen. Diese beschreibt den organisato-

risch und technisch gewollten Prozess, z. B. 
bei elektronischen Dokumenten von der Ent-
stehung der Informationen über die Indizie-
rung, Verarbeitung und Speicherung, dem 
eindeutigen Wiederfinden und der maschinel-
len Auswertbarkeit, der Absicherung gegen 
Verlust und Verfälschung und der Reprodukti-

on. Sie besteht in der Regel aus einer allge-
meinen Beschreibung, einer Anwenderdoku-
mentation, einer technischen Systemdoku-

mentation und einer Betriebsdokumentation.  

Aus der Verfahrensdokumentation muss er-
sichtlich sein, wie die elektronischen Belege 

erfasst, empfangen, verarbeitet, ausgegeben 
und aufbewahrt werden. Die Aufbewahrungs-
frist für die Verfahrensdokumentation ent-
spricht der Aufbewahrungsfrist für die Unter-
lagen, zu deren Verständnis sie erforderlich 
ist.  

Anmerkung: Ist die Verfahrensdokumentati-

on ungenügend oder fehlerhaft, kann dies 
zum Verwerfen der Buchführung und entspre-
chenden Schätzungen führen.  

▀ Finanzämter kontrollieren verstärkt 

die Bargeldbranche 

Mit der Begründung den fairen Wettbewerb 
von Marktteilnehmern zu unterstützen und 
den Steuerbetrug zu erschweren, nutzt die Fi-
nanzverwaltung seit dem 01.01.2018 die sog. 
„Kassen-Nachschau“. Danach können Finanz-
beamte bei Betrieben der Bargeldbranche prü-

fen, ob die in einem Kassensystem erfassten 
Daten den gesetzlichen Formvorschriften ent-
sprechen.  

Die Prüfung erfolgt grundsätzlich ohne Voran-
meldung und wird von ein bis zwei Bedienste-
ten durchgeführt. Die Prüfer weisen sich als 
Angehörige des Finanzamts aus und händigen 

ein Merkblatt zur Kassen-Nachschau aus. Das 

Augenmerk der Prüfer liegt auf der Prüfung 
des Kassensystems.  

Sie können die gespeicherten Daten und die 
Programmierung einsehen oder Daten für eine 
spätere Kontrolle auf einem Datenträger mit-
nehmen. Das Niedersächsische Landesamt für 

Steuern teilt in einer Pressemitteilung mit, 
dass im Interesse der Wettbewerbsgleichheit 
Unternehmen ohne Kassensystem nicht besser 
gestellt werden als solche mit einer Registrier- 
oder PC-Kasse. Deshalb sind auch hier Kas-
sen-Nachschauen möglich. Die Prüfung be-

schränkt sich zumeist auf eine Zählung des in 
der Kasse befindlichen Geldes (Kassensturz-
prüfung) sowie die Tageskassenberichte für 

die Vortage. 

Je nach Branche ist die Kassen-Nachschau 
auch mit einer unangemeldeten Lohnsteuer-
Nachschau koppelbar. Hierbei wird festge-

stellt, welche Arbeitnehmer tätig sind und wie 
die lohnsteuerlichen Aufzeichnungen geführt 
werden. Hinsichtlich der Ermittlung der Ar-
beitszeiten können die zu führenden Aufzeich-
nungen zum Arbeitsbeginn und Arbeitsende 
auch für steuerliche Zwecke eingesehen wer-
den. 

▀ Behandlung des Investitionsabzugs-
betrags bei einer GbR und Investition 
des einzelnen Gesellschafters 

Steuerpflichtige können – unter weiteren Vo-
raussetzungen – für die künftige Anschaffung 
oder Herstellung eines abnutzbaren bewegli-
chen Wirtschaftsguts des Anlagevermögens 
bis zu 40 % der voraussichtlichen Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten gewinnmin-
dernd als Investitionsabzugsbetrag abziehen. 

Zusätzlich können ggf. Sonderabschreibungen 
nach Anschaffung in Anspruch genommen 
werden. Im Wirtschaftsjahr der Anschaffung 
oder Herstellung des begünstigten Wirt-
schaftsguts ist der für dieses Wirtschaftsgut in 
Anspruch genommene Investitionsabzugsbe-
trag in Höhe von 40 % der Anschaffungs- oder 
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Herstellungskosten gewinnerhöhend hinzuzu-

rechnen. Bei Personengesellschaften ist nach 
einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 
15.11.2017 die Regelung mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass an die Stelle des einzelnen 

Steuerpflichtigen die Gesellschaft tritt. 

 

Eine begünstigte Investition liegt danach auch 
dann vor, wenn bei einer Personengesellschaft 

der Investitionsabzugsbetrag vom Gesamt-
handsgewinn abgezogen wurde und die ge-
plante Investition innerhalb des dreijährigen 
Investitionszeitraums von einem ihrer Gesell-
schafter vorgenommen und in dessen Sonder-
betriebsvermögen aktiviert wird. Im Wirt-
schaftsjahr der Anschaffung ist der in An-

spruch genommene Investitionsabzugsbetrag 
in einem solchen Fall dem Sonderbetriebsge-
winn des investierenden Gesellschafters au-
ßerbilanziell hinzuzurechnen. 

▀ Neue Regeln für Schuldzinsen bei 

Überentnahmen 

Betrieblich veranlasste Schuldzinsen sind 
steuerlich dann nicht abziehbar, sondern dem 
Gewinn wieder hinzuzurechnen, wenn die Ent-
nahmen die Summe aus Gewinn und Einlagen 

übersteigen und damit sog. Überentnahmen 
vorliegen. Die Regelung beruht auf der Vor-
stellung, dass der Betriebsinhaber dem Be-
trieb bei negativem Eigenkapital nicht mehr 
Mittel entziehen darf, als er erwirtschaftet und 
eingelegt hat. Damit kommt es zu einer Ein-
schränkung des Schuldzinsenabzugs für den 

Fall, dass der Steuerpflichtige mehr entnimmt, 
als ihm hierfür an Eigenkapital zur Verfügung 

steht. 

Die Beschränkung des Schuldzinsenabzugs ist 
nach Auffassung des Bundesfinanzhofs in sei-
ner Entscheidung vom 14.03.2018 im Wort-

laut zu weit geraten, weil bei ihrer mechani-
schen Anwendung bereits ein betrieblicher 
Verlust ohne jede Entnahme zur teilweisen 
Versagung des Schuldzinsenabzugs führen 
könnte. Er begrenzt die nach den Überent-
nahmen ermittelte Bemessungsgrundlage der 
nicht abziehbaren Schuldzinsen auf den von 

1999 (Beginn der Regelung des Schuldzinsen-
abzugsversagens bei Überentnahmen) bis zum 

Beurteilungsjahr erzielten Entnahmenüber-

schuss und damit auf den Überschuss aller 
Entnahmen über alle Einlagen. So wird sicher-
gestellt, dass ein in der Totalperiode erwirt-
schafteter Verlust die Bemessungsgrundlage 

nicht erhöht und damit der Gefahr vorgebeugt 
wird, dass ein betrieblicher Verlust ohne jede 
Entnahme zur teilweisen Versagung des 
Schuldzinsenabzugs führen kann. 

▀ Aufwendungsbezogene Begrenzung 

der Nutzungsentnahme bei der  
1-%-Regelung nicht möglich 

Für die private Nutzung eines zu mehr als 
50 % betrieblich genutzten Kfz sind pro Ka-
lendermonat 1 % des inländischen Listenprei-

ses im Zeitpunkt der Erstzulassung zzgl. der 

Kosten für Sonderausstattung einschließlich 
Umsatzsteuer anzusetzen, wenn kein ord-
nungsgemäßes Fahrtenbuch geführt wird. Die  
1-%-Regelung ist eine stark typisierende und 
pauschalierende Bewertungsregelung. Deshalb 
bleiben Besonderheiten hinsichtlich der Art 

und der Nutzung des Kfz ebenso unberück-
sichtigt wie nachträgliche Änderungen des 
Fahrzeugwertes. 

Nunmehr hat der Bundesfinanzhof (BFH) mit 
Urteil vom 15.05.2018 dazu entschieden, dass 
auch wenn die Anwendung der 1-%-Regelung 

seit 2006 voraus-setzt, dass das Kfz zu mehr 
als 50 % betrieblich genutzt wird, es verfas-
sungsrechtlich nicht geboten ist, die nach der 

1-%-Regelung ermittelte Nutzungsentnahme 
auf 50 % der Gesamtaufwendungen für das 
Kfz zu begrenzen. 

▀ Bundesfinanzhof definiert 44-EUR-

Freigrenze bei Sachbezügen 

Sachbezüge sind alle nicht in Geld bestehen-
den Einnahmen. Ein Sachbezug liegt auch vor, 
wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer den 

Anspruch, eine Sach- und Dienstleistung be-
ziehen zu können, einräumt. Solche Sachbe-
züge bleiben steuerfrei, wenn die sich (nach 
Anrechnung der vom Steuerpflichtigen gezahl-
ten Entgelte) ergebenden Vorteile insgesamt 
44 EUR im Kalendermonat nicht übersteigen.  

Der Wert des vom Arbeitnehmer erlangten 
Sachvorteils ist mit dem üblichen Endpreis am 
Abgabeort anzusetzen. Endpreis im Sinne der 
Vorschrift ist der Preis, der im allgemeinen 
Geschäftsverkehr von Letztverbrauchern für 
identische bzw. gleichartige Waren tatsächlich 
gezahlt wird. 

Nunmehr hatte der Bundesfinanzhof zu ent-
scheiden, wie sich eine Versand- und Hand-
lingpauschale auf den Preis des Sachbezugs 
auswirkt. In seiner Entscheidung vom 
06.06.2018 stellt er dazu fest:  
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Liefert der Arbeitgeber die Ware in die Woh-

nung des Arbeitnehmers, liegt eine zusätzliche 
Leistung des Arbeitgebers an den Arbeitneh-
mer vor. Der Vorteil hieraus ist in die Berech-
nung der Freigrenze von 44 EUR einzubezie-

hen. Entsprechendes gilt, wenn der günstigste 
Einzelhandelspreis des Sachbezugs am Markt 
im Versand- oder Onlinehandel gefunden wird. 
Ist der Versand dort als eigenständige Leis-
tung ausgewiesen und nicht bereits im Einzel-
handelsverkaufspreis und damit im Endpreis 
enthalten, kommt der geldwerte Vorteil aus 

der Lieferung „nach Hause“ bei der Berech-
nung der Freigrenze von 44 EUR zum Waren-
wert hinzu. 

▀ Kostenübernahme für Fort- und  

Weiterbildung von Mitarbeitern 

Werden Fort- oder Weiterbildungsmaßnahmen 
im ganz überwiegenden betrieblichen Interes-
se des Arbeitgebers durchgeführt, führt die 
Kostenübernahme durch den Arbeitgeber nicht 
zu steuerpflichtigem Arbeitslohn.  

Die Oberfinanzdirektion NRW (OFD) nimmt in 
ihrer Kurzinfo vom 25.10.2017 zu Sachverhal-
ten Stellung, in denen es darum geht, dass 
der Arbeitgeber die Studiengebühren für ein 
berufsbegleitendes (Zweit-)Studium bzw. die 
Kosten für eine Fort-/Weiterbildung der Mitar-

beiter grundsätzlich übernimmt, die Kostener-
stattung aber vom erfolgreichen Bestehen der 
Abschlussprüfung abhängig macht.  

 

Beispiel: Eine Bankangestellte absolviert eine 

Fortbildung zur Bankfachwirtin von 09/2014 

bis 07/2016. Die Bank erstattet die angefalle-
nen Lehrgangs- und Prüfungsgebühren nur bei 
Bestehen der Prüfung. Für die Jahre 2014 bis 
2016 setzt die Arbeitnehmerin die anfallenden 
Kosten als Werbungskosten in ihrer Steuerer-

klärung an. Die Steuerbescheide für 2014 und 
2015 werden bestandskräftig. Im Juli 2016 
besteht die Bankfachwirtin ihre Prüfung. Für 
das Jahr setzt sie ebenfalls Werbungskosten 
an. 

Grundsätzlich bleibt der Werbungskostenab-
zug für die Jahre 2014 bis 2016 bestehen. Die 

Berücksichtigung der Werbungskosten im  

Veranlagungszeitraum des Abflusses bleibt 

durch die Kostenerstattung unberührt. Nach 
Auffassung der OFD handelt es sich bei der 
Kostenübernahme der Lehrgangs- und Prü-
fungsgebühren durch den Arbeitgeber aber 

um eine Art „Bonus“. Entsprechend stellen die 
Arbeitgeberzahlungen im Jahr 2016 steuer-
pflichtigen Arbeitslohn dar. 

▀ Leistungszeitpunkt einer Rechnung 

kann sich aus Ausstellungsdatum er-
geben 

Damit eine Rechnung zum Vorsteuerabzug be-
rechtigt, verlangt das Umsatzsteuergesetz u. 
a. die Angabe des Zeitpunktes der Lieferung 
oder sonstigen Leistung. Als Zeitpunkt der Lie-

ferung oder sonstigen Leistung kann auch der 

Kalendermonat angegeben werden, in dem die 
Leistung ausgeführt wird. 

Zu diesem Sachverhalt hat der Bundesfinanz-
hof (BFH) mit Urteil vom 01.03.2018 ent-
schieden, dass sich die erforderliche Angabe 
des Leistungszeitpunkts aus dem Ausstel-

lungsdatum der Rechnung ergeben kann, 
wenn davon auszugehen ist, dass die Leistung 
im Monat der Rechnungsausstellung bewirkt 
wurde. 

▀ Vorsteuerabzug bei Rechnung an 

Briefkastenanschrift 

Damit eine Rechnung zum Vorsteuerabzug be-
rechtigt, muss sie die im Umsatzsteuergesetz 

vorgeschriebenen Angaben enthalten. Dazu 
gehören u. a. der vollständige Name und die 

vollständige Anschrift des leistenden Unter-
nehmers und des Leistungsempfängers. 

Nachdem die Frage der erforderlichen korrek-
ten Angaben der „vollständigen Rechnungsan-
schrift“ vom deutschen Fiskus teilweise stren-
ger gesehen wird als vom Europäischen Ge-
richtshof, hat der Bundesfinanzhof (BFH) die-

sem in einem Vorabentscheidungsersuchen 
die Frage vorgelegt, ob der Begriff der „An-
schrift“ dahin zu verstehen ist, dass der Steu-
erpflichtige an diesem Ort seine wirtschaftliche 
Tätigkeit ausübt oder ob es ausreicht, dass er 
dort lediglich zu erreichen ist.  

Nunmehr hat der BFH – als Folgeurteil des Eu-
ropäischen Gerichtshofs – mit zwei Urteilen 
vom 21.06.2018 entschieden, dass eine Rech-
nung für den Vorsteuerabzug eine Anschrift 
des leistenden Unternehmers enthalten muss, 
unter der er postalisch erreichbar ist (sog. 
Briefkastenanschrift).  

Danach müsse die wirtschaftliche Tätigkeit des 
leistenden Unternehmers unter der Anschrift 
nicht ausgeübt werden, die in der von ihm 
ausgestellten Rechnung angegeben sind (Än-
derung der Rechtsprechung). 
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FÜR DIE GMBH UND DEREN  

GESCHÄFTSFÜHRER 

▀ Nachträgliche Herabsetzung des  

vereinbarten Ruhegehalts 

Verzichtet ein Gesellschafter-Geschäftsführer 
gegenüber seiner Kapitalgesellschaft auf eine 
bereits erdiente (werthaltige) Pensionsanwart-
schaft, ist darin nach einer Entscheidung des 

Bundesfinanzhofs (BFH) vom 23.8.2017 (mit 
ganz wenigen Ausnahmen) eine verdeckte 
Einlage zu sehen.  

Denn selbst wenn sich die wirtschaftliche Lage 
der Kapitalgesellschaft nach Zusage des Ru-
hegehalts wesentlich verschlechtert, wird ein 
fremder Geschäftsführer regelmäßig nur dann 

auf eine bereits erdiente Pensionsanwartschaft 
verzichten, wenn die Versorgungszusage eine 
Widerrufsmöglichkeit für diesen Fall vorsieht 
oder die Kapitalgesellschaft aus anderen 
Gründen einen Anspruch auf Anpassung der 
Versorgungszusage auch für die Vergangen-
heit hat. Wurzelt die Zusage der Altersversor-

gung im Anstellungsvertrag, führt der Verzicht 
auf die erdiente und werthaltige Anwartschaft 
zu einem Lohnzufluss in Höhe des Teilwerts. 

Anmerkung: Der BFH qualifiziert die fiktiv 
zugeflossene Pensionsanwartschaft – ebenso 
wie eine im Entscheidungsfall tatsächlich zu-

geflossene Abfindung – als Vergütung für eine 
mehrjährige Tätigkeit des Gesellschafter-
Geschäftsführers. Dementsprechend kommt 

die Anwendung der steuerlich günstigeren 
Fünftelregelung in Betracht. 

▀ GmbH-Geschäftsführer sind regel-

mäßig sozialversicherungspflichtig 

In zwei Entscheidungen vom 14.03.2018 hat 
das Bundessozialgericht seine bisherige Fest-
legung zur Sozialversicherungspflicht von 
GmbH-Geschäftsführern bekräftigt. Danach 

sind Geschäftsführer einer GmbH regelmäßig 
als Beschäftigte der GmbH anzusehen, die der 
Sozialversicherungspflicht unterliegen.  

Nur wenn er die Rechtsmacht besitzt, durch 
Einflussnahme auf die Gesellschafterver-
sammlung die Geschicke der Gesellschaft zu 

bestimmen, ist ein Geschäftsführer, der zu-
gleich Gesellschafter der GmbH ist, nicht ab-
hängig beschäftigt. Das ist regelmäßig der 
Fall, wenn er mehr als 50 % der Anteile am 
Stammkapital hält (sog. Mehrheitsgesellschaf-
ter).  

Eine nicht sozialversicherungspflichtige Be-

schäftigung kann bei einem Minderheitsgesell-
schafter ausnahmsweise nur dann angenom-
men werden, wenn er exakt 50 % der Anteile 
hält oder bei einer noch geringeren Kapitalbe-
teiligung kraft ausdrücklicher Regelungen im  
 

Gesellschaftsvertrag (Satzung) über eine um-

fassende – echte/qualifizierte – Sperrminorität 
verfügt, sodass es ihm möglich ist, ihm nicht 
genehme Weisungen der Gesellschafterver-
sammlung zu verhindern.  

Anmerkung: Ob der Geschäftsführer „im Au-
ßenverhältnis“ weitreichende Befugnisse be-
sitzt und ihm häufig Freiheiten hinsichtlich der 
Tätigkeit, z. B. bei den Arbeitszeiten, einge-
räumt werden, spielt für die Versicherungs-
pflicht keine Rolle. Im Zweifel ist ein „Status-
feststellungsverfahren“ einzuleiten. 

 

HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN UND  
GESTALTUNGSHINWEISE ZUM  
JAHRESSENDE 2018 

▀ Steuerermäßigung für haushaltsnahe 

Dienstleistungen und Handwerker-
leistungen in Anspruch nehmen 

Steuerpflichtige können für die Inanspruch-
nahme von haushaltsnahen Beschäftigungs-
verhältnissen und Dienstleistungen sowie 

Handwerkerleistungen steuerliche Vergünsti-
gungen in Anspruch nehmen. Dazu gehören: 

Kosten in EUR für: Gesamt-
ansatz 

maximal 

Ersparnis 
maximal 

Haushaltsnahe Mi-
nijobs mit Haus-
haltsscheckverfahren 
(20 % von höchs-
tens) 

2.550 510 

Sozialversicherungs-
pflichtige Beschäfti-
gungsverhältnisse, 
haushaltsnahe 
Dienstleistungen, 
Pflege- und Betreu-
ungsleistungen, mit 
einer Hilfe im Haus-
halt vergleichbare 
Aufwendungen bei 
Unterbringung im 
Heim (20 % von 
höchstens) 

20.000 4.000 

Handwerkerleistun-
gen (20 % der Ar-
beitsleistung von 
höchstens) 

6.000 1.200 

Gesamt: 28.550 5.710 

 

Eine allgemeine Anspruchsvoraussetzung für 
die Gewährung der Steuerermäßigung stellt 
die Leistungserbringung im Haushalt des 
Steuerpflichtigen dar. 
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Eine weitere Voraussetzung für die Inan-

spruchnahme der Steuerermäßigung für haus-
haltsnahe Dienstleistungen oder Handwerker-
leistungen ist, dass der Steuerpflichtige für die 
Aufwendungen eine Rechnung erhalten hat 

und die Zahlung auf das Konto des Erbringers 
der Leistung erfolgt ist. 

▀ Weihnachts-/Betriebsfeier:  

Kostenaufteilung bei Absagen von 
Mitarbeitern 

Zuwendungen für Betriebsveranstaltungen wie 
„Weihnachtsfeiern“ bleiben bis zu einem Be-
trag in Höhe von 110 EUR steuerfrei, auch 
wenn der Betrag pro Veranstaltung und Ar-
beitnehmer überschritten wird. Nur der über-

schrittene Betrag ist dann steuer- und sozial-

versicherungspflichtig.  

Zu den Zuwendungen gehören alle Aufwen-
dungen des Arbeitgebers einschließlich Um-
satzsteuer unabhängig davon, ob sie einzel-
nen Arbeitnehmern individuell zurechenbar 
sind oder ob es sich um den rechnerischen 

Anteil an den Kosten der Betriebsveranstal-
tung handelt, die der Arbeitgeber gegenüber 
Dritten für den äußeren Rahmen der Betriebs-
veranstaltung aufwendet. 

Beispiel: Die Aufwendungen für eine Be-
triebsveranstaltung betragen 10.000 EUR. Der 

Teilnehmerkreis setzt sich aus 75 Arbeitneh-
mern zusammen, von denen 25 von je einer 
Person begleitet werden. Die Aufwendungen 

sind auf 100 Personen zu verteilen, sodass auf 
jede Person ein geldwerter Vorteil von  
100 EUR entfällt.  

Sodann ist der auf die Begleitperson entfal-

lende geldwerte Vorteil dem jeweiligen Arbeit-
nehmer zuzurechnen. 50 Arbeitnehmer haben 
somit einen geldwerten Vorteil von 100 EUR, 
der den Freibetrag von 110 EUR nicht über-
steigt und daher nicht steuerpflichtig ist. Bei 
25 Arbeitnehmern beträgt der geldwerte Vor-
teil 200 EUR. Nach Abzug des Freibetrags von 

110 EUR ergibt sich für diese Arbeitnehmer 
ein steuerpflichtiger geldwerter Vorteil von 
jeweils 90 EUR. Er bleibt dann sozialversiche-
rungsfrei, wenn ihn der Arbeitgeber mit 25 % 
pauschal besteuert.  

Ungeklärt war in diesem Zusammenhang wie 

mit Absagen von Kollegen zu verfahren ist, die 
an der Feier nicht teilnehmen können, für die 
die Kosten aber dennoch angefallen sind. Da-
zu äußert sich das Finanzgericht Köln (FG) in 
seiner Entscheidung vom 27.06.2018 zuguns-
ten der Steuerpflichtigen. Danach gehen Ab-
sagen von Kollegen anlässlich einer Betriebs-

veranstaltung steuerrechtlich nicht zulasten 
der tatsächlich Feiernden. 

 

Anmerkung: Mit seinem Urteil stellte sich das 

FG ausdrücklich gegen eine bundeseinheitliche 
Anweisung des Bundesfinanzministeriums. 
Das FG hat die zugelassene Revision beim 
Bundesfinanzhof in München eingelegt, die 

unter dem Aktenzeichen VI R 31/18 geführt 
wird. Insofern ist dieser Sachverhalt noch 
nicht endgültig geklärt. 

•  Umsatzsteuerliche Behandlung von  
Weihnachts-/Betriebsveranstaltungen 

Die gesetzlichen Regelungen zu Betriebs-
veranstaltungen, insbesondere die Erset-

zung der ehemaligen lohnsteuerlichen Frei-
grenze durch einen Freibetrag, haben 
grundsätzlich keine Auswirkungen auf die 
umsatzsteuerrechtlichen Regelungen.  

Ob eine Betriebsveranstaltung vorliegt und 
wie die Kosten, die auf den einzelnen Ar-

beitnehmer entfallen, zu berechnen sind, 
bestimmt sich nach den lohnsteuerrechtli-
chen Grundsätzen. 

•  Übersteigt der Betrag, der auf den einzel-
nen Arbeitnehmer entfällt, pro Veranstal-
tung die Grenze von 110 EUR einschließlich 
Umsatzsteuer, ist von einer überwiegend 

durch den privaten Bedarf des Arbeitneh-
mers veranlassten unentgeltlichen Zuwen-
dung auszugehen. Ein Vorsteuerabzug ist 
(insgesamt) nicht möglich. 

▀ Geschenke an Geschäftsfreunde 

Steuerpflichtige bedanken sich i. d. R. für die 
gute Zusammenarbeit am Jahresende bei ih-
ren Geschäftspartnern mit kleinen Geschen-
ken. Solche „Sachzuwendungen“ an Personen, 
die nicht Arbeitnehmer des Unternehmers sind 

– also z. B.  Kunden, Geschäftsfreunde –, dür-
fen als Betriebsausgaben abgezogen werden, 
wenn die Kosten der Gegenstände pro Emp-
fänger und Jahr 35 EUR ohne Umsatzsteuer 
(falls der Schenkende zum Vorsteuerabzug 
berechtigt ist) nicht übersteigen.  

 

Ist der Betrag höher oder werden an einen 
Empfänger im Wirtschaftsjahr mehrere Ge-
schenke überreicht, deren Gesamtkosten 35 
EUR übersteigen, entfällt die steuerliche Ab-
zugsmöglichkeit in vollem Umfang. 
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Eine Ausnahme sind Geschenke bis 10 EUR. 

Hier geht der Fiskus davon aus, dass es sich 
um Streuwerbeartikel handelt. Hierfür entfällt 
auch die Aufzeichnungspflicht der Empfänger. 

▀ Geschenke an Arbeitnehmer 

Will der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern 
neben den üblichen Zuwendungen (Blumen o. 
Ä.) auch ein Geschenk z. B. zum Jahresende 
überreichen, kann er auch die besondere Pau-

schalbesteuerung nutzen.  

Geschenke an Mitarbeiter können danach bis 
zu einer Höhe von 10.000 EUR pro Jahr bzw. 
pro Arbeitnehmer vom Arbeitgeber mit 30 % 
(zzgl. Soli-Zuschlag und pauschaler Kirchen-

steuer) pauschal besteuert werden. Sie sind 
allerdings sozialversicherungspflichtig. Der Ar-

beitgeber kann die Aufwendungen als Be-
triebsausgaben ansetzen. 

▀ Abschreibung von geringwertigen 

Wirtschaftsgütern ab 01.01.2018 

Mit dem Gesetz gegen schädliche Steuerprak-
tiken im Zusammenhang mit Rechteüberlas-
sungen wurden die Grenzen für selbstständig 
nutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des An-
lagevermögens, deren Anschaffungs- und 
Herstellungskosten bestimmte Grenzen nicht 

überschreiten – sog. geringwertige Wirt-
schaftsgüter (GWG) –, angehoben. Danach 
gilt seit 01.01.2018: 

Sofortabschreibung: GWG, deren Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten 800 EUR (bis 
31.12.2017 = 410 EUR) nicht übersteigen, 
können im Jahr der Anschaffung oder Herstel-

lung sofort abgeschrieben werden. Wird von 
dem Recht Gebrauch gemacht, sind GWG, die 
den Betrag von 250 EUR (bis 31.12.2017 
=150 EUR) übersteigen, in einem laufenden 
Verzeichnis zu erfassen, es sei denn, diese 
Angaben sind aus der Buchführung ersichtlich.  

Entscheidet sich der Unternehmer für die So-
fortabschreibung der GWG unter 800 EUR, 
gelten für Wirtschaftsgüter über 800 EUR die 
allgemeinen Abschreibungsregelungen.  

 

 

 

 

 

▀ Sonderabschreibung für kleine und 

mittlere Unternehmen 

Kleine und mittlere Unternehmen profitieren 
von der Sonderabschreibung von bis zu 20 %. 
Werden bewegliche Wirtschaftsgüter wie z. B. 
Maschinen angeschafft, können – unter weite-
ren Voraussetzungen – im Jahr der Anschaf-
fung oder Herstellung sowie in den folgenden 

vier Wirtschaftsjahren zur normalen Abschrei-
bung zusätzlich Sonderabschreibungen in Hö-
he von insgesamt bis zu 20 % in Anspruch 
genommen werden. Der Unternehmer kann 
entscheiden, in welchem Jahr er wie viel Pro-
zent der Sonderabschreibung beanspruchen 
will, und damit die Höhe des Gewinns steuern. 

Die für die Inanspruchnahme der Vergünsti-

gung relevanten Betriebsvermögensgrenzen 
betragen bei Bilanzierenden 235.000 EUR 
bzw. der Wirtschaftswert bei Betrieben der 
Land- und Forstwirtschaft 125.000 EUR; die 
Gewinngrenze bei Einnahme-Überschuss-
Rechnern beträgt 100.000 EUR.  

▀ Aufbewahrungsfristen 

Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem 
Schluss des Kalenderjahres, in dem die letzte 

Eintragung in das Buch gemacht, das Inven-
tar, die Eröffnungsbilanz, der Jahresabschluss 
oder der Lagebericht aufgestellt, der Handels- 
oder Geschäftsbrief empfangen oder abge-
sandt worden oder der Buchungsbeleg ent-
standen ist. Im Einzelnen können nachfolgend 

aufgezeigte Unterlagen nach dem 31.12.2018 

vernichtet werden:  

Aufbewahrungsfrist 10 Jahre*: Bücher, 
Inventare, Bilanzen, Rechnungen und Bu-
chungsbelege (Offene-Posten-Buchführung) – 
d. h. Bücher mit Eintragung vor dem 
01.01.2009, Bilanzen und Inventare, die vor 
dem 01.01.2009 aufgestellt sind, sowie Belege 

mit Buchfunktion. 

Aufbewahrungsfrist 6 Jahre*: Empfangene 
Handels- und Geschäftsbriefe sowie Kopien 
von abgesandten Handels- und Geschäftsbrie-
fen, sonstige Unterlagen – d. h. Unterlagen 
und Lohnkonten, die vor dem 01.01.2013 ent-

standen sind. 

* Dies gilt nicht, soweit Bescheide noch nicht 
endgültig und soweit Rechtsbehelfs- oder Kla-
geverfahren anhängig sind. 
 

Bitte beachten Sie, dass diese Informationen eine individu-

elle Beratung nicht ersetzen können. Trotz sorgfältiger und 

gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir 

keine Haftung für den Inhalt. 

 

 


